
CHEMIE LINZ / KOMMISSION 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
GEORGES COSMAS 

vom 15. Juli 1997 * 

In der vorliegenden Rechtssache hat der 
Gerichtshof über das nach Artikel 49 der 
EWG-Satzung des Gerichtshofes eingelegte 
Rechtsmittel der Chemie Linz GmbH we­
gen Aufhebung eines Urteils des Gerichts 
erster Instanz vom 10. März 1992 1 zu 
entscheiden. Mit dem angefochtenen Urteil 
wurde die Klage abgewiesen, die die 
Rechtsmittelführerin gemäß Artikel 173 
EWG-Vertrag gegen die sogenannte Poly­
propylen-Entscheidung der Kommission 
vom 23. April 1986 2 erhoben hatte. Diese 
Entscheidung betraf die Anwendung von 
Artikel 85 EWG-Vertrag im Bereich der 
Herstellung von Polypropylen. 

I — Sachverhalt und Verfahren vor dem 
Gericht erster Instanz 

1. Bezüglich des Sachverhalts und des Ver­
fahrens vor dem Gericht erster Instanz er­
gibt sich aus dem angefochtenen Urteil 
folgendes: Der westeuropäische Polypro­
pylenmarkt wurde vor 1977 fast aus­

schließlich von zehn Herstellern beliefert, 
darunter die Rechtsmittelführerin mit ei­
nem Marktanteil zwischen 3,2 % und 
3,9 %. Nach dem Auslaufen der Patente 
der Firma Montedison traten ab 1977 neue 
Hersteller mit großen Produktionskapazi­
täten auf. Dem stand kein entsprechender 
Anstieg der Nachfrage gegenüber, so daß 
mindestens bis 1982 kein Gleichgewicht 
zwischen Angebot und Nachfrage bestand. 
Allgemein war der Polypropylenmarkt in 
der Zeit von 1977 bis 1983 durch eine 
niedrige Rentabilität und/oder erhebliche 
Verluste gekennzeichnet. 

2. Am 13. und 14. Oktober 1983 führten 
Beamte der Kommission im Rahmen ihrer 
Befugnisse aus Artikel 14 Absatz 3 der 
Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Fe­
bruar 1962 3 gleichzeitig Nachprüfungen 
bei einer Reihe von Unternehmen durch, 
die im Bereich der Polypropylenherstellung 
tätig sind. Im Anschluß an diese Nachprü­
fungen richtete die Kommission Aus­
kunftsverlangen nach Artikel 11 der Ver­
ordnung Nr. 17 an diese, aber auch an 
weitere Unternehmen mit ähnlichem Ge­
schäftsgegenstand. Anhand des im Rahmen 
dieser Nachprüfungen und Auskunftsver­
langen erlangten Beweismaterials gelangte 
die Kommission zu der Auffassung, daß 

* Originalsprache: Griechisch. 
1 — Urteil in der Rechtssache T-15/89 (Chemie Linz/Kommis­

sion, Slg. 1992, II-1275). 
2 — IV/31.149 — Polypropylen (ABl. 1986, L 230, S. 1). 3 — ABl. 1962, 13, S. 204. 
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bestimmte Polypropylenhersteller, darunter 
die Rechtsmittelführerin, in der Zeit von 
1977 bis 1983 gegen Artikel 85 EWG-
Vertrag verstoßen hätten. Am 30. April 
1984 beschloß sie deshalb, ein Verfahren 
nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 17 einzuleiten, und übermittelte den 
betroffenen Unternehmen Mitteilungen der 
Beschwerdepunkte. 

3. Am Ende dieses Verfahrens erließ die 
Kommission am 23. April 1986 die oben­
genannte Entscheidung mit folgendem Te­
nor: 

„Artikel 1 

[Die Unternehmen]... Chemische Werke 
Linz... haben gegen Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag verstoßen, indem sie 

— im Fall von Hercules, Linz, Saga und 
Solvay von etwa November 1977 bis 
mindestens November 1983; 

an einer von Mitte 1977 stammenden Ver­
einbarung und abgestimmten Verhaltens­
weise beteiligt waren, durch die die Ge­
meinschaft mit Polypropylen beliefernden 
Hersteller: 

a) miteinander Verbindung hatten und 
sich regelmäßig (von Anfang 1981 an 
zweimal monatlich) in einer Reihe ge­
heimer Sitzungen trafen, um ihre Ge­
schäftspolitik zu erörtern und festzule­
gen; 

b) von Zeit zu Zeit für den Absatz ihrer 
Erzeugnisse in jedem Mitgliedstaat der 
EWG Ziel- (oder Mindest-)preise fest­
legten; 

c) verschiedene Maßnahmen trafen, um 
die Durchsetzung dieser Zielpreise zu 
erleichtern, (vor allem) unter anderem 
durch vorübergehende Absatzein­
schränkungen, den Austausch von 
Einzelangaben über ihre Verkäufe, die 
Veranstaltung lokaler Sitzungen und ab 
Ende 1982 ein System der ,Kunden-
führerschaft' zwecks Durchsetzung der 
Preiserhöhungen gegenüber Einzelkun­
den; 
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d) gleichzeitige Preiserhöhungen vorneh­
men, um die besagten Ziele durchzu­
setzen; 

e) den Markt aufteilen, indem jedem 
Hersteller ein jährliches Absatzziel 
bzw. eine Quote (1979, 1980 und zu­
mindest für einen Teil des Jahres 1983) 
zugeteilt wurde oder, falls es zu keiner 
endgültigen Vereinbarung für das gan­
ze Jahr kam, die Hersteller aufgefor­
dert wurden, ihre monatlichen Ver­
käufe unter Bezugnahme auf einen 
vorausgegangenen Zeitraum einzu­
schränken (1981, 1982). 

Artikel 3 

Gegen die in dieser Entscheidung genann­
ten Unternehmen werden wegen des in Ar­
tikel 1 festgestellten Verstoßes folgende 
Geldbußen festgesetzt: 

ix) Chemische Werke Linz, eine Geldbuße 
von 1 000 000 ECU bzw. 
1 471 590 000 LIT." 

4. Vierzehn der fünfzehn Unternehmen, an 
die die genannte Entscheidung gerichtet 
war, darunter die Rechtsmittelführerin, 
haben Klage auf Nichtigerklärung dieser 
Entscheidung der Kommission erhoben. In 
der mündlichen Verhandlung, die vom 
10. Dezember 1990 bis zum 15. Dezember 
1990 vor dem Gericht stattfand, haben die 
Parteien mündlich verhandelt und Fragen 
des Gerichts beantwortet. 

5. Mit gesondertem Schriftsatz vom 
28. Februar 1992, also nach Abschluß des 
schriftlichen und des mündlichen Verfah­
rens, jedoch noch vor Verkündung der 
Entscheidung, hat die Rechtsmittelführerin 
beim Gericht beantragt, die mündliche 
Verhandlung wiederzueröffnen. Zur Be­
gründung dieses Antrags hat sie sich auf 
bestimmte tatsächliche Umstände berufen, 
die nach ihrem Vorbringen erst nach dem 
Schluß der mündlichen Verhandlung, ge­
nauer: nach Erlaß des Urteils des Gerichts 
vom 27. Februar 1992 in den Rechtssachen 
BASF u. a./ Kommission (im folgenden: 
PVC-Sachen)4 bekanntgeworden sind. Sie 
hat geltend gemacht, aus diesen Umständen 
ergäben sich wesentliche formelle Mängel 
der angefochtenen Entscheidung der Kom­
mission, zu deren Prüfung die Durchfüh­
rung einer erneuten Beweisaufnahme er­
forderlich sei. 

Nach erneuter Anhörung des Generalan­
walts zu der neu aufgetauchten Frage hat 
das Gericht den Antrag auf Wiedereröff­
nung der mündlichen Verhandlung zu­
rückgewiesen und die Klage mit dem 
obengenannten Urteil vom 10. März 1992 
insgesamt abgewiesen. 

4 —Verbundene Rechtssachen T-79/89, T-84/89 bis T-86/89, 
T-89/89, T-91/89, T-92/89, T-94/89, T-96/89, T-98/89, 
T-102/89 und T-104/89 (Slg. 1992, II-315). 
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6. Die Rechtsmittelführerin beantragt mit 
ihrem Rechtsmittel, dieses klageabweisende 
Urteil des Gerichts aufzuheben und die 
Polypropylen-Entscheidung der Kommis­
sion für inexistent oder für nichtig zu er­
klären, hilfsweise: die Sache an das Gericht 
zurückzuverweisen. Ferner beantragt sie, 
der Rechtsmittelgegnerin die Kosten auf­
zuerlegen. Mit der Erwiderung vom 
14. April 1992 hat die Rechtsmittelführerin 
auf die Rechtsmittelgründe bezüglich der 
Inexistenz der Polypropylen-Entscheidung 
verzichtet, zugleich aber ihre anderen, die 
Nichtigkeit dieser Entscheidung betreffen­
den Rechtsmittelgründe aufrechterhalten. 

Die Kommission beantragt, das Rechts­
mittel zurückzuweisen und der Rechtsmit­
telführerin die Kosten aufzuerlegen. 

Zugunsten der Rechtsmittelführerin ist die 
Firma DSM NV dem Rechtsstreit als 
Streithelferin beigetreten. 

II — Zulässigkeit des Rechtsmittels 

7. Mit der Rechtsmittelbeantwortung be­
antragt die Kommission, das Rechtsmittel 

insgesamt als unzulässig zurückzuweisen. 
Sie macht geltend, die Rechtsmittelführerin 
kritisiere an keiner Stelle ihrer Rechtsmit­
telschrift das Urteil des Gerichts als 
rechtsfehlerhaft, sondern trage statt dessen 
erstmals im Rechtsmittelverfahren eine 
Reihe von Tatsachen, Argumenten und 
Gründen vor. Mit ihrem Vorbringen ver­
ändere die Rechtsmittelführerin unter Ver­
stoß gegen die Artikel 113 § 2 und 116 § 2 
der Verfahrensordnung des Gerichtshofes 
den Streitgegenstand des erstinstanzlichen 
Verfahrens. Die Rechtsmittelführerin 
macht ihrerseits geltend, dieses Vorbringen 
der Kommission sei unbegründet und kön­
ne nicht zur Zurückweisung des Rechts­
mittels insgesamt als unzulässig führen. 

8. Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß 
das Rechtsmittel nach Artikel 51 der EWG-
Satzung des Gerichtshofes „auf Rechtsfra­
gen beschränkt [ist]. Es kann nur auf die 
Unzuständigkeit des Gerichts, auf einen 
Verfahrensfehler, durch den die Interessen 
des Rechtsmittelführers beeinträchtigt 
werden, sowie auf eine Verletzung des Ge­
meinschaftsrechts durch das Gericht ge­
stützt werden." Ferner verbieten die Arti­
kel 113 § 2 und 116 § 2 der Verfahrens­
ordnung des Gerichtshofes den Parteien, 
den vor dem Gericht verhandelten Streit­
gegenstand durch das Rechtsmittel oder 
durch die Rechtsmittelbeantwortung zu 
verändern. Nach Artikel 119 seiner Ver­
fahrensordnung kann der Gerichtshof au­
ßerdem das Rechtsmittel jederzeit durch 
Beschluß, der mit Gründen zu versehen ist, 
zurückweisen, wenn es offensichtlich un­
zulässig ist. 
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Das Rechtsmittel kann nur dann ganz un­
zulässig sein, wenn es keinen in zulässiger 
Weise geltend gemachten .Rechtsmittel­
grund umfaßt. Somit ist es erforderlich, 
sämtliche Rechtsmittelgründe zu prüfen 
und festzustellen, daß keiner von ihnen 
zulässig ist. 5 Unter diesem Gesichtspunkt 
ist die Einrede der Unzulässigkeit der 
Kommission unerheblich, weil zumindest 
einer der vorgebrachten Rechtsmittelgrün­
de zulässig ist. Es handelt sich um den 
Rechtsmittelgrund, der sich auf mutmaßli­
che Rechtsverstöße bezieht, die das Gericht 
nach dem Vorbringen der Rechtsmittelfüh-
rerin bei der Zurückweisung ihres Antrags 
auf Wiedereröffnung des Verfahrens nach 
dem Schluß der mündlichen Verhandlung 
begangen hat. Selbst wenn das Vorbringen 
der Kommission letztlich durchgreifen 
sollte (was ich unten im Rahmen der sepa­
raten Erörterung der einzelnen Rechtsmit­
telgründe zusammen mit den Gegenargu­
menten der Rechtsmittelführerin prüfen 
werde), kann es folglich nicht zur Zurück­
weisung des Rechtsmittels insgesamt als 
unzulässig führen. 

III — Zulässigkeit der Streithilfe 

9. In bezug auf den Inhalt und die Zuläs­
sigkeit der Streithilfe gelten grundsätzlich 

die Ausführungen in den betreffenden Ab­
schnitten meiner Schlußanträge in der Par­
allelsache Hüls 6, auf die ich hiermit ver­
weise. 

Aus der dort vorgenommenen Untersu­
chung ergibt sich, daß die Streithilfe im 
vorliegenden Fall theoretisch als zum Teil 
zulässig angesehen werden könnte, und 
zwar insoweit, als die Streithelferin die 
Rechtsmittelführerin in ihrem Antrag un­
terstützt, das erstinstanzliche Urteil aufzu­
heben und gemäß den obigen Ausführun­
gen die Inexistenz der Polypropylen-Ent­
scheidung festzustellen. Die übrigen An­
träge der Streithelferin und ihr Vorbringen 
zur Unterstützung anderer Anträge der 
Rechtsmittelführerin sind auf jeden Fall 
unzulässig und brauchen daher nicht in der 
Sache geprüft zu werden. 

10. Jedoch hat die Rechtsmittelführerin, 
wie schon erwähnt, mit ihrer Erwiderung 
auf ihr Vorbringen zur Inexistenz der Po­
lypropylen-Entscheidung verzichtet; sie hat 
also ihre Anträge dahin gehend beschränkt, 
daß sie nur noch die Nichtigerklärung und 
nicht mehr die Feststellung der Inexistenz 
der streitigen Entscheidung begehrt. Dem-

5 — Die Rechtsmittelschrift muß erschöpfend und umfassend auf 
ihre Zulässigkeit hin geprüft werden. Wie sich aus ver­
schiedenen Beschlüssen des Gerichtshofes ergibt, kann ein 
Rechtsmittel nur dann insgesamt für unzulässig erklärt 
werden, wenn zuvor alle vorgebrachten Rechtsmittelgründe 
geprüft worden sind und festgestellt worden ist, daß keiner 
von ihnen zulässig ist. Siehe Beschlüsse des Gerichtshofes 
vom 17. September 1996 in der Rechtssache C-19/95 P (San 
Marco/Kommission, Slg. 1996, I-4435), vom 25. März 
1996 in der Rechtssache C-137/95 P (SPO u. a./Kommis-
sion, Slg. 1996, I-1611), vom 24. April 1996 in der Rechts­
sache C-87/95 P (CNPAAP/Kommission, Slg. 1996, I-2003) 
und vom 11. Juli 1996 in der Rechtssache C-148/96 P 
(Goldstein/Kommission, Slg. 1996, I-3883). Vgl. ferner 
Urteil des Gerichtshofes vom 2. März 1994 in der Rechts­
sache C-53/92 P (Hilti/Kommission, Slg. 1994, I-667). 

6 — Nrn. 10 bis 15 meiner Schlußanträge vom heutigen Tag in 
der Rechtssache C-199/92 P (Hüls/Kommission). 
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zufolge ist die Streithilfe mangels berech­
tigten Interesses unzulässig geworden. 

IV — Das angefochtene Urteil 

11. Das Gericht wies die mit dem Schrift­
satz der Rechtsmittelführerin vom 28. Fe­
bruar 1992 gestellten Anträge mit folgen­
der, in der Randnummer 395 des ange­
fochtenen Urteils enthaltener Begründung 
zurück: 

„Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß das 
zitierte Urteil vom 27. Februar 1992 als 
solches keine Wiedereröffnung der münd­
lichen Verhandlung in diesem Verfahren 
rechtfertigt. Im übrigen hat die Klägerin in 
diesem Verfahren bis zum Ende der münd­
lichen Verhandlung nicht einmal andeu­
tungsweise vorgetragen, daß die angebliche 
Entscheidung wegen der Mängel inexistent 
sei, die in dem angeführten Urteil vom 
27. Februar 1992 festgestellt worden sind. 
Es fragt sich daher schon, ob die Klägerin 
hinreichend dargelegt hat, warum sie die 
angeblichen Mängel, die ja vor der Klage­
erhebung bestanden haben sollen, nicht 
eher in dieses Verfahren eingeführt hat. 
Selbst wenn der Gemeinschaftsrichter die 
Frage der Existenz der angefochtenen Ent­
scheidung im Nichtigkeitsverfahren des 
Artikels 173 Absatz 2 EWG-Vertrag von 
Amts wegen zu prüfen hat, bedeutet dies 
aber nicht, daß in jedem Verfahren nach 
Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag von 
Amts wegen Ermittlungen über eine even­
tuelle Inexistenz der angefochtenen Ent­
scheidung zu führen sind. Nur soweit die 

Parteien hinreichende Anhaltspunkte für 
eine Inexistenz der angefochtenen Ent­
scheidung vortragen, ist das Gericht gehal­
ten, dieser Frage von Amts wegen nachzu­
gehen. Im vorliegenden Fall ergibt das 
Vorbringen der Klägerin keine hinreichen­
den Anhaltspunkte für eine derartige In­
existenz der Entscheidung: Aus der Erklä­
rung der Vertreter der Kommission in der 
mündlichen Verhandlung in den verbunde­
nen Rechtssachen T-79/89 u. a., auf die 
sich die Klägerin bezogen hat, soll hervor­
gehen, daß auch im vorliegenden Verfahren 
eine ordnungsgemäß unterzeichnete Ur­
schrift der angefochtenen Entscheidung 
fehlt. Dieser angebliche Mangel, selbst 
wenn er bestehen sollte, führt jedoch für 
sich genommen noch nicht zur Inexistenz 
der angefochtenen Entscheidung. Die Klä­
gerin hat nämlich keine Anhaltspunkte da­
für vorgetragen, warum die Kommission 
auch im Jahr 1986, also in einer normalen 
Situation, die sich von den besonderen 
Umständen der PVC-Verfahren beim Ab­
lauf ihres Mandats im Januar 1989 erheb­
lich unterschied, nachträgliche Änderungen 
an der Entscheidung vorgenommen haben 
soll. Hierfür genügt die Ankündigung ent­
sprechender Rügen nicht. Dann aber ist 
nichts dafür ersichtlich, daß nach Erlaß der 
angefochtenen Entscheidung der Grundsatz 
der Unantastbarkeit eines beschlossenen 
Rechtsakts verletzt worden ist und damit 
die angefochtene Entscheidung — zugun­
sten der Klägerin — die Vermutung ihrer 
Rechtmäßigkeit verloren hat, die ihr auf­
grund des Anscheins zukommt. Das bloße 
Fehlen einer ausgefertigten Urschrift führt 
mithin noch nicht zur Inexistenz der ange­
fochtenen Entscheidung. Die mündliche 
Verhandlung braucht daher nicht für eine 
Beweisaufnahme wiedereröffnet zu werden. 
Da das Vorbringen der Klägerin im übrigen 
auch keine Wiederaufnahme des Verfah­
rens begründen würde, war ihrer Anre­
gung, die mündliche Verhandlung wieder-
zueröffnen, nicht stattzugeben." 
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V — Die Rechtsmittelgründe 

A — Die Argumente der Parteien 

a) Das Vorbringen der Rechtsmittelführerin 

12. Die Rechtsmittelführerin bringt zwei 
Rechtsmittelgründe vor. Erstens habe das 
Gericht das Gemeinschaftsrecht insofern 
verletzt, als es ihren Antrag auf Wiederer­
öffnung der mündlichen Verhandlung und 
weitere Sachaufklärung zu Unrecht zu­
rückgewiesen habe. Zweitens sei das ange­
fochtene Urteil aufzuheben, weil die Poly­
propylen-Entscheidung der Kommission, 
deren Rechtmäßigkeit Gegenstand des 
Verfahrens vor dem Gericht gewesen sei, 
für nichtig zu erklären sei. 

13. Die Ausführungen zum ersten Rechts­
mittelgrund decken sich voll und ganz mit 
denen der Rechtsmittelführerinnen in den 
Parallelsachen Hüls und ICI; die entspre­
chenden Argumente sind in meinen 
Schlußanträgen in diesen Rechtssachen, auf 
deren entsprechende Abschnitte ich hiermit 
verweise 7, ausführlich wiedergegeben. Der 
Vollständigkeit halber ist noch auf folgen­
des hinzuweisen: Die Rechtsmittelführerin 
vertritt die Ansicht, das Gericht habe ihren 
Antrag auf Wiedereröffnung der mündli­
chen Verhandlung zu Unrecht zurückge­
wiesen. Sie macht geltend, daß ihrem An­
trag hätte stattgegeben werden müssen, 
weil sie mit ihrem Schriftsatz vom 28. Fe­

bruar entscheidungserhebliche Tatsachen 
vorgetragen habe, die ihr vor dem Schluß 
der mündlichen Verhandlung nicht hätten 
bekannt sein können. Als solche Tatsachen 
sieht die Rechtsmittelführerin die Darle­
gungen der Vertreter der Kommission in 
den PVC-Sachen vor dem Gericht8 an. 
Diese Tatsachen seien nicht verspätet vor 
dem Gericht vorgetragen worden, denn das 
Prozeßrecht der Gemeinschaft setze nicht 
ausdrücklich eine bestimmte Frist für ihre 
Geltendmachung, und die Dreimonatsfrist 
des Artikels 125 der Verfahrensordnung des 
Gerichts, die ausschließlich für das Wie­
deraufnahmeverfahren gelte, sei nicht ana­
log anwendbar. 

14. Ferner ist das Gericht nach Ansicht der 
Rechtsmittelführerin nicht seiner Ver­
pflichtung nachgekommen, das erforderli­
che Beweismaterial für die ordnungsgemä­
ße Entscheidung des bei ihm anhängigen 
Rechtsstreits zusammenzutragen. Diese 
Verpflichtung ergebe sich aus Artikel 64 
der Verfahrensordnung des Gerichts in 
Verbindung mit Artikel 164 des Vertrages. 
Das Gericht sei nicht berechtigt gewesen, 
ihrem Antrag im Schriftsatz vom 28. Fe­
bruar 1992 nicht stattzugeben, weil dieser 
seiner Ansicht nach keine „hinreichenden 
Anhaltspunkte" für die geltend gemachten 
Mängel der angefochtenen Entscheidung 
enthalten habe. Die zur Begründung ihres 
Antrags vorgetragenen Tatsachen hätten 
wegen der Gleichartigkeit der Rechtssachen 

7 — Siehe Nrn. 40 bis 42 meiner Schlußanträge in der Rechts­
sache C-199/92 P (Hüls/Kommission) und Nrn. 9 bis 18 
meiner Schlußanträge in der Rechtssache C-200/92 P (ICI/ 
Kommission), die ebenfalls heute vorgetragen werden. 8 — Siehe oben, Fußnote 4. 
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ausgereicht, dem Antrag in Analogie zu 
dem Vorgehen des Gerichts in den paralle­
len PVC- und Soda-Verfahren 9 stattzuge­
ben. 

15. Im wesentlichen macht die Rechtsmit-
telführerin geltend, wenn nachträglich ein 
Mangel der angefochtenen Entscheidung 
bekannt werde, aufgrund dessen diese für 
nichtig zu erklären sei, so müsse das Ge­
richt auf jeden Fall das Verfahren wieder­
eröffnen und erneut bis zur vollen Aufklä­
rung der Sache Beweise erheben. Sie trägt 
ferner vor, sie sei in der mündlichen Ver­
handlung in den PVC-Sachen, die am 
10. Dezember 1991 stattgefunden habe, 
nicht vertreten gewesen; daher habe sie von 
den betreffenden Erklärungen der Vertreter 
der Kommission erst nach Erlaß des Urteils 
des Gerichts in dieser Rechtssache, also am 
27. Februar 1992, erstmals Kenntnis er­
langt. Im übrigen habe das Gericht mit dem 
angefochtenen Urteil nicht entschieden, daß 
der Schriftsatz vom 28. Februar 1992 ver­
spätet gewesen sei; daher sei der Gerichts­
hof im Rechtsmittelverfahren nicht befugt, 
die Rechtzeitigkeit des mit diesem Schrift­
satz gestellten Antrags auf Wiedereröff­
nung der mündlichen Verhandlung zu 
überprüfen. 

16. Der zweite Rechtsmittelgrund ist auf 
folgende Argumentation gestützt: Der Ge­
richtshof könne eine Entscheidung des Ge­
richts über eine Klage aufheben, wenn er 
der Ansicht sei, daß der angefochtene 
Rechtsakt der Kommission für nichtig zu 
erklären sei. Die Prüfung der Rechtmäßig­
keit des vor dem Gericht angefochtenen 
Rechtsakts durch das Rechtsmittelgericht 

betreffe eine Rechtsfrage und falle in den 
Bereich der Kontrolle im Rechtsmittelver­
fahren. Außerdem seien die Mängel, die der 
Polypropylen-Entscheidung der Kommis­
sion anhafteten, Verstöße gegen zwingen­
des Recht und müßten sowohl in der ersten 
Instanz als auch im Rechtsmittelverfahren 
von Amts wegen geprüft werden. 

17. Die Rechtsmittelführerin trägt ferner 
vor, sie sei berechtigt, erstmals im Rechts­
mittelverfahren bestimmte Tatsachen zur 
Untermauerung ihres Vorbringens vorzu­
tragen. Sie stützt sich daher erstens auf die 
Ausführungen der Kommission in den 
LDPE-Verfahren 10, von denen sie am 
10. April 1992 erfahren habe, und zweitens 
auf das Rechtsmittel der Kommission gegen 
das PVC-Urteil des Gerichts 1 1 vom 
29. April 1992. Aus diesen Quellen leitet 
die Rechtsmittelführerin bestimmte 
Schlußfolgerungen bezüglich der allgemei­
nen Handlungsweise der Kommission ab, 
die ihrer Ansicht nach den Verdacht ver­
stärken, daß die Polypropylen-Entschei­
dung formwidrig erlassen worden ist. Ins­
besondere scheine die Kommission der 
Ansicht zu sein, daß die durch Artikel 12 
ihrer Geschäftsordnung begründete Pflicht 
zur Ausfertigung ihrer Rechtsakte eine Re­
gel interner Art sei, die für die einzelnen 
keine Rechte begründe und die obsolet ge­
worden sei. Sie halte sich auch für berech­
tigt, an den von ihr erlassenen Rechtsakten 
noch nach deren Erlaß Änderungen vorzu­
nehmen sowie ihre Entscheidungen in be­
stimmten verbindlichen Sprachfassungen 
zu erlassen und eines ihrer Mitglieder zu 
ermächtigen, diese Entscheidungen in den 

9 —Urteile vom 29. Juni 1995 in den Rechtssachen T-32/91 
(Solvay/Kommission, Slg. 1995, 11-1825), T-36/91 (ICI/ 
Kommission, Slg. 1995, II-1847) und T-37/91 (ICI/Kom-
mission, Slg. 1995, II-1901). 

10 — Urteil vom 6. April 1995 in den verbundenen Rechts­
sachen T-80/89, T-81/89, T-83/89, T-87/89, T-88/89, 
T-90/89, T-93/89, T-95/89, T-97/89, T-99/89, T-100/89, 
T-101/89, T-103/89, T-105/89, T-107/89 und T-112/89 
(BASF u. a./Kommission, Slg. 1995, II-729). 

11 — Siehe oben, Fußnote 4. 
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anderen verbindlichen Sprachen zu erstel­
len. 

18. Die Rechtsmittelführerin macht gel­
tend, die Kommission sei auch bei Erlaß der 
Polypropylen-Entscheidung so vorgegan­
gen. Zumindest meint sie, dies ergebe sich 
aus den vorstehenden Ausführungen sowie 
einer eingehenden Lektüre der ihr zuge­
stellten Entscheidung 12 und aus der Ver­
zögerung, mit der die Zustellung erfolgt 
sei 13. Darüber hinaus beantragt sie, der 
Gerichtshof möge, um alle Zweifel zu be­
seitigen, der Kommission die Vorlage der 
Urschrift der Polypropylen-Entscheidung 
aufgeben, damit festgestellt werden könne, 
ob sie die gleichen formellen Mängel wie 
diejenigen aufweise, derentwegen die ihr 
inhaltlich entsprechende PVC-Entschei-
dung der Kommission 14 für nichtig erklärt 
worden sei. Jedenfalls stehe, so macht die 
Rechtsmittelführerin geltend, sowohl auf­
grund der Darlegungen in ihrem Schriftsatz 
vom 28. Februar 1992 als auch aufgrund 
der Informationen, die erstmals im 
Rechtsmittelverfahren zutage getreten sei­
en, folgendes fest: Erstens habe der Kom­
mission der Text der Polypropylen-Ent­
scheidung bei der Beschlußfassung nur in 
drei der fünf verbindlichen sprachlichen 
Fassungen vorgelegen; zweitens habe sie 
nicht das Verfahren des Artikels 12 ihrer 
Geschäftsordnung eingehalten; drittens sei 
der Inhalt der Entscheidung noch nach de­
ren Erlaß verändert worden. Abschließend 
macht die Rechtsmittelführerin geltend, die 
fraglichen Mängel müßten zur Nichtiger­

klärung der streitigen Entscheidung führen. 
Die Kommission habe beim Erlaß dieser 
Entscheidung nicht die Verfahrensvor­
schriften eingehalten, die das Gemein­
schaftsrecht vorsehe und die zu dem Zweck 
aufgestellt worden seien, die rechtmäßige 
Ausübung ihrer Zuständigkeiten zu ge­
währleisten. Zu Unrecht mache die Kom­
mission demnach geltend, daß die Nicht­
einhaltung der durch Artikel 12 ihrer Ge­
schäftsordnung aufgestellten wesentlichen 
Formvorschriften nicht und im Falle der 
nachträglichen Veränderung des Inhalts der 
Entscheidung nur dann deren Nichtiger­
klärung nach sich ziehen müsse, wenn es 
sich um eine wesentliche Veränderung 
handele, die nicht mit dem Willen des Ver­
fassers des Rechtsakts im Einklang stehe. 
Diese Ansichten der Kommission stünden 
in direktem Gegensatz zu dem, was aus der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes, insbe­
sondere aus dem PVC-Urteil 15 und dem 
Legehennen-Urteil 16, abzuleiten sei. 

b) Das Vorbringen der Rechtsmittelgegne­
rin 

19. In der vorliegenden Rechtssache ver­
wendet die Kommission zur Widerlegung 
des Vorbringens der Rechtsmittelführerin 
genau dieselben Argumente, wie sie sie zur 
Entgegnung auf die entsprechenden 
Rechtsmittelgründe in den Parallelsachen 
Hüls und Hoechst geltend macht; diese 
sind in meinen Schlußanträgen in den ge­
nannten Rechtssachen, auf die ich hiermit 
zur Vermeidung von Wiederholungen ver­
weise 17, ausführlich wiedergegeben. 

12 — Die Rechtsmittelführerin verweist auf Stellen der ihr 
übermittelten Entscheidung, die mit anderen Schrifttypen 
als der übrige Text geschrieben seien, und macht geltend, 
daß die Urschrift der Entscheidung wahrscheinlich nach­
träglich geändert worden sei. 

13 — Nach Ansicht der Rechtsmittelführerin ergibt sich schon 
allein daraus, daß die Entscheidung erst mehr als einen 
Monat nach ihrem Erlaß zugestellt worden ist, daß ihr 
Inhalt verändert worden sein dürfte. 

14 — Siehe oben, Fußnote 4. 

15 — Urteil vom 15. Juni 1994 in der Rechtssache C-137/92 P 
(Kommission/BASF u. a., Slg. 1994, I-2555); siehe unten, 
Nrn. 20 ff. 

16 — Urteil vom 23. Februar 1988 in der Rechtssache 131/86 
(Vereinigtes Königreich/Rat, Slg. 1988, 905). 

17 — Siehe meine Schlußanträge vom heutigen Tag in den 
Rechtssachen C-199/92 P (Hüls/Kommission, Randnrn. 29 
und 43 bis 45) und C-227/92 P (Hoechst/Kommission, 
Randnrn. 26 bis 28 und 36 bis 38). 
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B — Prüfung der Rechtsmittelgründe 

a) Zum zweiten Rechtsmittelgrund 

20. Ich beginne meine Untersuchung mit 
der Prüfung des zweiten Rechtsmittelgrun­
des. Wie die Rechtsmittelgegnerin zu Recht 
vorträgt, wirft dieser Rechtsmittelgrund 
erhebliche Zweifel bezüglich der Zulässig-
keit auf. 

Zunächst ist zu bemerken, daß die Be­
weismittel, auf die sich die Rechtsmittel-
führerin erstmals im Rechtsmittelverfahren 
beruft, außerhalb der Grenzen der Kon­
trolle im Rechtsmittelverfahren liegen. Das 
Rechtsmittel ist in das Prozeßrecht der 
Gemeinschaft ausschließlich zum Zweck 
der Überprüfung der Rechtmäßigkeit des 
erstinstanzlichen Urteils eingeführt worden, 
bei der die tatsächlichen und rechtlichen 
Umstände zugrunde zu legen sind, die dem 
Gericht bekannt waren und aufgrund deren 
es entschieden hat. Es ist somit kein Mangel 
des angefochtenen Urteils denkbar, der sich 
aus der fehlenden Würdigung von Tatsa­
chen ergäbe, von denen das Tatsachenge­
richt keine Kenntnis hatte, sei es weil sie 
nicht in den Verfahrensakten vermerkt 
waren oder weil sie erst nach Erlaß des 
angefochtenen Urteils zutage traten. Das 
Prozeßrecht der Gemeinschaft sieht einen 
Rechtsbehelf, den Antrag auf Wiederauf­
nahme des Verfahrens, vor, mit dem eine 
Partei bei dem Gericht, das über den 
Rechtsstreit entschieden hat, eine Tatsache 
„von entscheidender Bedeutung ..., die vor 
Verkündung des Urteils dem Gerichtshof 
und der die Wiederaufnahme beantragen­

den Partei unbekannt war" 18, geltend ma­
chen kann. Daher konnte die Rechtsmit-
telführerin zur Geltendmachung sowohl 
der Ausführungen der Kommission in den 
LDPE-Sachen, die ihr am 10. April 1992 
bekannt wurden, als auch des Rechtsmittels 
der Kommission gegen das PVC-Urteil, das 
am 29. April 1992 eingelegt wurde 19, von 
der Möglichkeit des Wiederaufnahmean­
trags Gebrauch machen. Die genannten 
Umstände können im vorliegenden Ver­
fahren nicht geprüft werden und sind daher 
unzulässigerweise vorgetragen worden. 

21. Aber auch in seiner Gesamtheit ist der 
Rechtsmittelgrund, der sich nicht gegen das 
angefochtene Urteil richtet, sondern die 
streitige Entscheidung der Kommission be­
trifft, als unzulässig zurückzuweisen, weil 
er sich auf die Würdigung von Tatsachen 
bezieht, die sich nicht aus dem angefoch­
tenen Urteil ergeben, und mit ihm nicht 
geltend gemacht wird, daß die betreffenden 
Tatsachen in zulässiger Weise vor dem 
Tatsachengericht vorgetragen worden sei­
en. 

22. Die Unzulässigkeit des vorliegenden 
Rechtsmittelgrundes wird nicht dadurch 
geheilt, daß die formellen Mängel der 
streitigen Entscheidung, die die Rechtsmit-
telführerin geltend macht, zu den Fragen 
gehören, die der Gemeinschaftsrichter von 
Amts wegen zu prüfen hat. Die Rechts-
mittelführerin macht nicht geltend, daß das 
Gericht rechtsfehlerhaft gehandelt habe, 
weil es diese mutmaßlichen Mängel nicht 
von Amts wegen geprüft habe, was ein 

18 — Artikel 41 der EWG-Satzung des Gerichtshofes, der auf 
das Verfahren vor dem Gericht entsprechend anwendbar 
ist. 

19 — Siehe oben, Nr. 17. 
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Argument rechtlicher Art wäre 20; vielmehr 
wird geltend gemacht, daß das Rechtsmit­
telgericht unabhängig vom Vorliegen 
rechtlicher Mängel des angefochtenen Ur­
teils von Amts wegen prüfen könne oder 
müsse, ob die Entscheidung der Kommis­
sion, die mit der Klage vor dem Gericht 
angefochten worden war, unter Verstoß 
gegen wesentliche Verfahrensvorschriften 
erlassen worden ist. Diese Argumentation 
steht in direktem Gegensatz zu Artikel 51 
der EWG-Satzung des Gerichtshofes; ihr 
kann daher nicht gefolgt werden. 

Nach alledem ist der zweite Rechtsmittel­
grund zurückzuweisen. 

b) Zum ersten Rechtsmittelgrund 

23. Mit dem ersten Rechtsmittelgrund wird 
gerügt, daß das Gericht durch die Zurück­
weisung des Antrags auf Wiedereröffnung 
der mündlichen Verhandlung und Durch­
führung einer ergänzenden Beweisaufnah­
me gegen eine Reihe von Verfahrensvor­
schriften verstoßen habe. Eine eingehende 
Untersuchung dieses Rechtsmittelgrundes 
ist in meinen Schlußanträgen in der 
Rechtssache Hüls enthalten, auf die ich 
hiermit verweise 21. 

24. Zunächst ist festzustellen, daß die 
Rechtsmittelführerin ihre Kritik zu Recht 
auf die Mängel der Argumentation des 
Gerichts in der Randnummer 395 des an­
gefochtenen Urteils ausrichtet. 22 Tatsäch­
lich ist das Gericht bei der Prüfung des 
Antrags der Rechtsmittelführerin auf Wie­
dereröffnung der mündlichen Verhandlung 
nicht in der rechtlich gebotenen Weise 
vorgegangen. Zum einen hat es die Be­
weislastregeln insofern nicht richtig ausge­
legt, als es die Ansicht vertrat, die Rechts­
mittelführerin habe keine „hinreichenden 
Anhaltspunkte" zur Untermauerung ihres 
Vorbringens über die formellen Mängel der 
Polypropylen-Entscheidung vorgetragen. 
Die Rechtsmittelführerin hatte keinen Zu-

20 — Jedoch ist der Rechtsmittelgrund, mit dem gerügt wird, 
daß das Gericht von seiner Befugnis, von Amts wegen die 
Einhaltung der wesentlichen Formvorschriften durch die 
angefochtene Entscheidung zu prüfen, nicht ordnungsge­
mäß Gebrauch gemacht fiabe, auch in dieser Form als 
unbegründet zurückzuweisen. Ich verweise insoweit auf 
meine Untersuchung in den Nrn. 30 f. und 77 bis 79 
meiner Schlußanträge in der Rechtssache Hüls. 

21 — Siehe Nrn. 39 bis 79. 

22 — Es erübrigt sich hier, das Vorbringen der Rechtsmittel­
führerin zu prüfen, das die Inexistenz der streitigen 
Entscheidung betrifft. Wie schon ausgeführt, hat die 
Rechtsmittelführerin in der Erwiderung auf dieses Vor­
bringen verzichtet. Außerdem ist die Feststellung des 
Gerichts, daß die mutmaßlichen formellen Mängel der 
Polypropylen-Entscheidung, selbst wenn sie vorliegen 
sollten, diese Entscheidung nicht inexistent machten, im 
Ergebnis zutreffend; wie der Gerichtshof später im Rah­
men der PVC-Sachen entschieden hat, Können diese 
Mängel zur Nichtigerklärung der fehlerhaften Entschei­
dung und nicht zur Feststellung ihrer Inexistenz führen. Ich 
verweise insoweit auf meine Untersuchung des PVC-Urteils 
des Gerichtshofes in den Nrn. 20 bis 24 meiner Schluß­
anträge in der Rechtssache Hüls. 
Ich halte es jedoch für angebracht, der Vollständigkeit 
halber darauf hinzuweisen, daß die Begründung des 
angefochtenen Urteils in bezug auf ihre rechtliche Stichhal­
tigkeit mangelhaft ist. Für einen inexistenten Rechtsakt gilt 
nicht die Rechtmäßigkeitsvermutung. Die rechtliche Ent- • 
Scheidung über die Existenz eines Rechtsakts geht logisch 
derjenigen über die Frage voraus, ob eine Rechtmäßig­
keitsvermutung begründet worden ist, denn die Existenz 
des Rechtsakts ist eine zwingende Voraussetzung für die 
Entstehung dieser Vermutung. Daher ist die Ansicht des 
Gerichts, daß zum Beweis der Inexistenz eines Rechtsakts 
Anhaltspunkte vorgetragen werden müßten, die geeignet 
seien, „die Vermutung [der] Rechtmäßigkeit" einer Ent­
scheidung, „die ihr aufgrund des Anscheins zukommt", zu 
entkräften, unlogisch und damit rechtsfehlerhaft (siehe Nr. 
36 meiner Schlußanträge in der Rechtssache Hüls). 
Außerdem verlangt meines Erachtens eine ordnungsge­
mäße richterliche Kontrolle, daß geprüft wird, ob sich aus 
dem Vorbringen über mutmaßliche formelle Mängel der 
Polypropylen-Entscheidung unabhängig von deren recht­
licher Charakterisierung durch die Parteien eventuell eine 
Verletzung wesentlicher Verfahrensvorschriften ergibt. 
Trägt eine Partei eine Reihe von Tatsachen vor, aus denen 
sich ihrer Ansicht nach die Inexistenz des streitigen 
Rechtsakts ergibt, so ist das Gericht an die rechtliche 
Charakterisierung dieser Tatsachen durch die Partei nicht 
gebunden. Das Gericht hat im Rahmen der Suche nach der 
richtigen Auslegung der ihm zur Entscheidung unterbrei­
teten Schriftsätze unabhängig davon, ob der Kläger aus den 
von ihm behaupteten Mängeln des angefochtenen Rechts­
akts dessen Inexistenz oder Nichtigkeit herleitet, zu prüfen, 
ob der Rechtsakt tatsächlich diese Mängel aufweist. 
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griff, und konnte keinen Zugriff haben, auf 
die maßgeblichen Beweismittel, aus denen 
sich die sachliche Richtigkeit ihres Vor­
bringens ergeben konnte; diese Beweismit­
tel befanden sich in der ausschließlichen 
Verfügungsgewalt der Kommission. In sol­
chen Fällen hat die Partei, die eine Rüge 
vorbringt, „Indizien" dafür vorzutragen, 
daß die ihr unbekannten Tatsachen für ihre 
Verteidigung von Bedeutung sind, und zu­
mindest den „Ansatz eines Beweises" für 
den durch diese Tatsachen begründeten 
Verdacht vorzubringen. 23 Liegen diese 
Voraussetzungen vor, so darf das Gemein­
schaftsgericht den Antrag auf Wiedereröff­
nung der mündlichen Verhandlung nicht 
mit der Begründung zurückweisen, daß 
keine „geeigneten" oder „hinreichenden" 
Anhaltspunkte für die Begründetheit der 
betreffenden Rügen vorlägen. 

25. Dennoch ist die Entscheidung des Ge­
richts über den Antrag der Rechtsmittel-
führerin auf Wiederaufnahme des Verfah­
rens und Ergänzung der Beweisaufnahme 
richtig, und zwar aus folgenden Gründen: 
Wie schon ausgeführt, wurden die rechtli­
chen und tatsächlichen Gründe, auf die sich 
die Rechtsmittelführerin mit dem betref­
fenden Schriftsatz berief, erstmals nach 
dem Schluß der mündlichen Verhandlung 
vorgetragen. Das Prozeßrecht der Gemein­
schaft räumt den Parteien zwar die Mög­
lichkeit ein, ausnahmsweise nach Abschluß 
des schriftlichen Verfahrensstadiums neue 
Angriffs- und Verteidigungsmittel vorzu­
bringen, sofern die Gründe, auf die sie sie 
stützen, ihnen nicht früher bekannt waren 
und sie sich daher nicht rechtzeitig auf sie 
berufen konnten. Diese Möglichkeit besteht 
jedoch nur ganz ausnahmsweise und ist eng 
auszulegen. Im vorliegenden Fall hätte der 
Rechtsmittelführerin schon allein der Um­

stand zu denken geben müssen, daß die 
Verfahrensakten keine Informationen ent­
hielten, aus denen sich mit Sicherheit hätte 
ableiten lassen, ob bei Erlaß der Polypro­
pylen-Entscheidung das Verfahren des Ar­
tikels 12 der Geschäftsordnung der Kom­
mission eingehalten worden war, ob den 
Kommissionsmitgliedern bei der Beschluß­
fassung der Entwurf der Entscheidung in 
allen verbindlichen sprachlichen Fassungen 
vorlag und ob der Entscheidungstext, der 
der Rechtsmittelführerin zugestellt wurde, 
genau mit demjenigen übereinstimmt, den 
das Kollegium der Kommissionsmitglieder 
beschlossen hatte. Da die Klägerin nicht 
schon im Stadium des schriftlichen Ver­
fahrens die entsprechenden Angriffsmittel 
vorgetragen hat, wenn auch nur unter 
Glaubhaftmachung verbunden mit dem 
Antrag, der Kommission die Vorlage der 
maßgeblichen Schriftstücke aufzugeben, 
konnte sie für sich weder das Recht in 
Anspruch nehmen, diese Angriffsmittel 
noch nach dem Schluß der mündlichen 
Verhandlung vorzubringen 24, noch konnte 
sie deren Wiedereröffnung verlangen. So­
mit hat das Gericht den von der Rechts­
mittelführerin mit ihrem Schriftsatz vom 
28. Februar 1992 gestellten Anträgen zu 
Recht nicht stattgegeben. 25 

23 — Siehe Nrn. 54 bis 56 meiner Schlußanträge in der Rechts­
sache Hüls. 

24 — Siehe Nrn. 57 ff. meiner Schlußanträge in der Rechtssache 
Hüls. 

25 — Die Rechtsmittelführerin macht geltend, soweit sich das 
Gericht auf eine Prüfung ihres Schriftsatzes in der Sache 
eingelassen habe, könne im Rechtsmittelverfahren nicht 
darüber entschieden werden, ob dieser Schriftsatz verspätet 
gewesen sei. Die betreffende Beurteilung durch das Gericht 
betreffe den Sachverhalt und stelle keine Rechtsfrage im 
Sinne von Artikel 51 der EWG-Satzung des Gerichtshofes 
dar. Dem ist meines Erachtens nicht zuzustimmen. Zum 
einen hat das Gericht nicht über die Rechtzeitigkeit des 
Schriftsatzes entschieden. Vielmehr heißt es in der 
Randnr. 395 ausdrücklich: „Es fragt sich daher schon, ob 
die Klägerin hinreichend dargelegt hat, warum sie die an­
geblichen Mängel, die ia vor der Klageerhebung bestanden 
haben sollen, nicht eher in dieses Verfahren eingeführt 
hat." Zum anderen handelt es sich bei der Frage, ob 
wirklich unbekannte Tatsachen von entscheidender Be­
deutung vorgetragen worden sind, die die Wiedereröffnung 
der mündlichen Verhandlung rechtfertigten, um eine — im 
Rechtsmittelverfahren zu prüfende — Rechtsfrage. (Zum 
Inhalt dieses Begriffes siehe die Nrn. 8 f. meiner Schluß­
anträge in der Rechtssache C-199/92 P [Hüls] und Nr. 38 
meiner Schlußanträge in der Rechtssache C-5/93 P 
[DSM].) 
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26. Nach alledem hat das Gericht die An­
träge der Rechtsmittelführerin auf Wieder­
eröffnung der mündlichen Verhandlung 
und Durchführung einer ergänzenden Be­

weisaufnahme zu Recht zurückgewiesen. 
Der erste Rechtsmittelgrund greift daher 
nicht durch. 

VI — Entscheidungsvorschlag 

27. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, 

1. das Rechtsmittel insgesamt zurückzuweisen, 

2. die Anträge der Streithelferin zurückzuweisen, 

3. der Streithelferin ihre Kosten aufzuerlegen und 

4. der Rechtsmittelführerin die übrigen Kosten aufzuerlegen. 

I - 4659 


